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Bürgermeister Reinthaler eröffnet die 4. Gemeinderatssitzung im Jahr 2017 und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 

Sodann bringt Bürgermeister Reinthaler einen Dringlichkeitsantrag ein und dieser sieht wie folgt 
aus: 

 

Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig mittels Handzeichen der Dringlichkeits-
antrag Darlehensvertrag Hochwasserschutz Antiesen vor dem Punkt Allfälliges behandelt. 
 

Vor Eintritt die Tagesordnung wurde eine Trauerminute für den am 21.7.2017 verstorbenen 
Altbürgermeister Josef REINTHALER abgehalten. Josef REINTHALER war 30 Jahre für die 
ÖVP Gemeinderat und in den Jahren von 1991 bis 2003 auch Bürgermeister unserer Gemeinde. 
Die Gemeinde Ort im Innkreis wird Dir ein ehrendes Andenken bewahren. 
 

1. Genehmigungsbeschluss FLWP Änderung Nr. 23 
Der Vorsitzende informiert, dass am 27.September 2016 der Gemeinderat der Gemeinde Ort/Innkreis 
einen Antrag auf Änderung der Widmung von Betriebsbaugebiet auf Geschäftsfläche GVF 1500 mit 
einstimmigen Beschluss eingeleitet hat.  

Da auch eine kleine Fläche in der Marktgemeinde Reichersberg betroffen ist, war bzw. ist ein ent-
sprechender Beschluss auch durch den dortigen Gemeinderat zu fassen.  

In Stellungnahmen der Abteilungen Verkehr bzw. Raumordnung des Amtes der OÖ Landesregierung 
vom November 2016 waren verschiedene Bedenken angeführt, die dann zu einer negativen Beurteilung 
des Antrages führten. 

In Gesprächen mit den Projektanten und den zuständigen Abteilungen wurden Ansätze für eine verträgli-
che und zukunftsorientierte Verkehrsführung bzw. Verkehrsanbindung und eine verträgliche Raumord-
nung des Projektes erörtert. 

Dazu wurde von der Fa. HOFER das  
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• technische Büro für Verkehrswesen DI Tengg, Straßwalchen für ein verkehrstechnisches 
Gutachten  (Beilage) 

 und die 

• Beratungsgesellschaft Standort+Markt, S+M, Baden für die Erstellung einer Raumplanungs-
fachlichen Analyse  (Beilage) 

beauftragt. 

Diese Untersuchungen wurden der Gemeinde Ort im Innkreis am 4.8.2017 in schriftlicher Ausfer-
tigung übermittelt und sind Grundlage für diesen Genehmigungsbeschluss des Gemeinderates. 

Die schriftlichen Ausfertigungen dieser Untersuchungen und des Lageplans wurden am 8.8.2017 an die 
Fraktionsobmänner und auch an die Marktgemeinde Reichersberg vollinhaltlich übermittelt. 

Die Ergebnisse dieser fachlichen Untersuchungen und deren Ergebnisse  sind nun Entscheidungs-
grundlage für den heute zu fassenden GENEHMIGUNGSBESCHLUSS: 

VERKEHRSTECHNISCHE UNTERSUCHUNG – Techn.Büro Ing.Tengg 

• Die verkehrstechnische Untersuchung befasst sich vor allem mit der Anbindung der Zu- und Ab-
fahren des geplanten HOFER-Marktes an die B 143 und die dadurch zu erwartenden Auswirkun-
gen auf den bestehenden Verkehr in diesem Bereich. 

• Weiters wird die Kapazität des Kreisverkehrs Ort in Beziehung auf die zukünftige Entwick-
lung des Betriebsbaugebietes Reichersberg bis ins Jahr 2027 betrachtet. 

• Durch eine Planungsänderung der Ausfahrt vom Parkplatz HOFER  auf die L 1105 eine 
technisch mögliche Lösung gefunden, die im Prognosejahr 2017 eine ursprünglich ungüns-
tige Verkehrsqualität in der Abendspitze mit nicht akzeptablen Wartezeiten geführt hätte, 
nunmehr eliminiert. 

• Der Autor des verkehrstechnischen Gutachtens, DI Tengg kommt in der  Gesamtbetrach-
tung der beauftragten Untersuchung zu folgendem Schluss.  „Im Prognosejahr 2027 steigen 
die höchsten Auslastungen an den Zufahrten der 143 um 10% von 60 auf 70%. 

Zusammenfassend wird angeführt, dass mit diesen Maßnahmen auch im Prognosejahr 2027 EIN 
SICHERER VERKEHRSABLAUF MIT HOHER QUALITÄT UND AUSREICHENDEN RE-
SERVEN GEWÄHRLEISTET IST. 

 

RAUMPLANUNGSFACHLICHE ANALYSE – Beratungsgesellschaft Standort+Markt 

• Die raumplanungsfachliche Analyse befasst sich mit der Untersuchung des geplanten Stan-
dortes für HOFER und DM im Bereich der beantragten Fläche und ihrer Auswirkungen auf 
andere Standorte, die gesamte Marktsituation in Einzugsbereich, auf andere Betriebe im 
Nahbereich, aber auch mit dem zu erwartenden bzw. Kaufkraftab- bzw. rückfluss nach 
bzw. von Bayern, aber auch mit den Einkaufsverkehrswegen und der Nahversorgersituation. 
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• In Hinblick auf den beabsichtigten Standort wird angeführt, dass dieser sowohl fussläufig, als 
auch mit Fahrzeugen sehr gut erreichbar ist. Im Umkreis von 15 km um den Standort Ort 
leben ca. 43.200 Personen und es ist damit eine sehr gute Standortqualität gegeben. 

• Der Autor führt ebenfalls aus, dass etwa die Hälfte des zu beurteilenden Areals bereits vorher 
gewerblich genutzt wurde und somit nur etwa 50% der für das Vorhaben benötigten Flä-
che, heute als Grün/Ackerland in Anspruch genommen werden. 

• Das Vorhaben ist überdies in höchstem Maß dazu qualifiziert, die örtliche Angebotssituati-
on zu verbessern. Wird seitens der regionalen Raumplanung beabsichtigt, die Region als at-
traktive Arbeits- und Wohnorte zukünftig zu forcieren, ist auch die diesbezüglich erforderliche 
Infrastruktur bereit zu stellen. Dazu zählt …auch der Einkauf des täglichen Bedarfs. 

• Nicht unbeträchtlich ist der jahrzehntelange Kaufkraftabfluss der Region in das benach-
barte Bayern – konkret in die Region Bad Füssing/Pocking. Hier ist mit einer Kaufkraftrück-
gewinnung und sogar mit einer Umverteilung zu rechnen. 

• Ebenfalls beträchtlich ist der erwartete deutliche Rückgang des Einkaufsverkehrs im Einzugs-
gebiet im Umfang von ca. 5,2 Mio km jährlich. 

 

Zusammenfassend wird angeführt, DASS DAS VORHABEN NICHT NUR HANDELSSTRUKTU-
RELL VERTRÄGLICH, SONDERN AUCH FÜR DIE WEITERENTWICKLUNG DER REGION 
FÖRDERLICH BZW NOTWENDIG IST. 

 

In Anbetracht dieser nun vorliegenden fachlichen Untersuchungen, der bereits im Vorverfahren 
übermittelten Stellungnahmen des Ortsplaners hinsichtlich der Zulässigkeit der beantragten Än-
derung im ÖEK, der positiven Stellungnahme  der WKOÖ, der OÖ Landwirtschaftskammer, der 
angrenzenden Gemeinden und auch den täglichen persönlichen Erfahrungen unsererseits hinsicht-
lich der verkehrstechnisch vollkommen unproblematischen Situation am Kreisverkehr, des jahr-
zehntelangen Einkaufsverkehrs nach Bayern und der positiven wirtschaftlichen Entwicklung unseres 
gesamten unteren Antiesentales mit seinen Leitbetrieben und der damit ständig wachsenden Bevöl-
kerung in unseren Gemeinden, ist es unsere Aufgabe für die Bürger unserer Gemeinde, ja unserer 
Region auch die entsprechende Infrastruktur – dazu zählt eben auch ein Lebensmittelmarkt 
HOFER und DM – anzubieten.  

Wir wollen damit in unserer wirtschaftlich so starken Region ein Zeichen setzen, der Landflucht 
entgegenwirken und unsere Gemeinden der Region mit diesem Standort für HOFER und DM für 
Zuwanderer ein attraktiver Standort für ihren weiteren Lebensmittelpunkt im Nahbereich der 
Arbeitsplätze sein. 

Ich ersuche daher, meinen Antrag auf Genehmigung der FLWPL Änderung 23 zuzustimmen. 



4 
 

 

Beratung: 
Nach kurzer Beratung sprechen sich alle Fraktionen für das Projekt aus und betonen die Wichtigkeit die-
ses Vorhabens für die Gemeinde Ort und umliegende Region. 
 
Antrag: Aufgrund der positiven Ergebnisse der nun vorliegenden Untersuchungen 

hinsichtlich der Verkehrsentwicklung und der raumplanerischen Verträglichkeit 
des Projektes die beantrage Flächenwidmungsplanänderung 3.23 für die Parzellen 
38/1, 39/3, .281 und Teilflächen der Parzellen 38/2, 37/1 und 37/3 von 
Betriebsbaugebiet auf Geschäftsfläche 1500 zu beschließen. 

 
Beschluss: 
Über den Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Genehmigungsbe-
schluss einstimmig für die oben angeführten Parzellen zugestimmt. 
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2. Auftragsvergaben NB Amtsgebäude 
Der Vorsitzende berichtet, dass am 16. August das Vergabegespräch stattfand. In der heutigen 
GR-Sitzung sollen die Auftragsvergaben für die Inneneinrichtung und Außenanlagen beschlossen 
werden.  
Beratung: 
GR Bögl kritisiert, dass die Auftragsvergaben stückchenweise erfolgt sind.  
In der Beratung über die Außenanlagen, wird über das Buswartehaus diskutiert. Bürgermeister 
Reinthaler informiert, dass ein Vorschlag des Architekten vorliegt. Der voraussichtliche Standort 
soll neben dem Dorfbrunnen sein. Es soll aber diesbezüglich noch abgewartet werden, bis die 
Außenfassade beim Gemeindeamt fertigt ist. 
GR Brandstötter gibt zu verstehen, dass er sich bei den Abstimmungen enthalten wird. 
 
a.) Möbeltischler: 

 
Vor der Abstimmung erklärt sich GR Wiesner Martin für den Punkt 2a als befangen und nimmt an dieser Abstim-
mung nicht teil. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag Möbeltischler in der 
Höhe von € 49.534,80 mit 17 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR Brandstötter) an die 
Fa. Wiesner aus Ort vergeben. 
 
b.) Büromöbel u. Drehsessel: 
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Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag Büromöbel u. 
Drehsessel in der Höhe von € 41.462,75 mit 18 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR 
Brandstötter) an die Fa. Bene aus Waidhofen/Ybbs vergeben. 
 
 
c.) Glastrennwände: 

 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag Glastrennwände in 
der Höhe von € 8.184,91 mit 18 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR Brandstötter) an 
die Fa. Bene aus Waidhofen/Ybbs vergeben. 
 
d.) Tische u. Sessel: 

 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag Tische u. Sessel in 
der Höhe von € 15.777,70 mit 18 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR Brandstötter) an 
die Fa. Wiesner Hager aus Altheim vergeben. 
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Zusatzantrag: Vergabe Ankauf BBG  
Der Vorsitzende berichtet, dass bei der Vergabe Tische und Sessel, nicht die 80 Stk. Sessel für 
den Sitzungssaal beinhaltet. Diese Sessel können und werden um ca. 50% günstiger bei der BBG 
– Bundesbeschaffungsgesellschaft direkt angekauft.  
 
80 Stk. mit Armlehne und Polsterung pro Stk. 87,40 netto 104,88 brutto      8390,-brutto 
80 Stk. ohne Armlehne und Polsterung pro Stk. 83,03 netto 99,63 brutto      7970,- brutto 
 
40/40 Stk. mit/ohne Armlehne          8180,- brutto 
 
+Stapelkarre                200,-brutto 
 

 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag für 80 Stk. Sessel in 
der Höhe von ca. € 8.500,- mit 18 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR Brandstötter) an 
im Wege der BBG an die Fa. Wiesner-Hager vergeben. 
 
 
e.) Außenanlagen: 

 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Auftrag Außenanlagen in 
der Höhe von € 71.582,86 mit 18 Ja-Stimmen und einer Stimmenthaltung (GR Brandstötter) an 
die Fa. Leithäusl aus Mehrnbach vergeben. 
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3. Mietvertrag Volksschulwohnung 
Der Vorsitzende berichtet, dass der neue Mietvertrag für die Wohnung in der Volksschule neu 
beschlossen werden soll. Der Mietvertrag wird mittels Power Point Präsentation dem Gemeinde-
rat zur Kenntnis gebracht: 
 

MIETVERTRAG 
geschlossen  zwischen der Gemeinde Ort im Innkreis - im folgenden kurz   G E M E I N D E  
genannt – als  Vermieterin  einerseits  und  Herrn Cosmin  G R I G O R A S  – im folgenden 
kurz  M I E T E R  genannt – andererseits wie folgt: 

1. Die GEMEINDE vermietet und der MIETER mietet die im Hause Ort im Innkreis Nr. 112 
(Volksschule) im 1. Stock gelegene Wohnung, bestehend aus Kochnische, 3 Wohnräumen, 1 
Abstellraum, Bad, WC und Vorraum mit einem Gesamtflächenausmaß von 58 m². 

2. (1)  Als Hauptmietzins im Sinne des § 15 (1) Zi 1 MRG wird ein monatlicher Betrag von € 
290,00 vereinbart. Im Hauptmietzins sind 10 % Umsatzsteuer enthalten. Der Hauptmietzins 
einschliesslich der Umsatzsteuer ist jeweils am 10. eines Monats im vorhinein porto- und 
spesenfrei auf das Konto bei der RAIBA Innkreis Mitte IBAN: AT 42 3420 0000 0101 0222 
BIC: RZOOAT2L200 zu überweisen. 

(2) Zusätzlich zum Hauptmietzins sind die auf den Mietgegenstand entfallenden Betriebskos-
ten und laufenden öffentlichen Abgaben im Sinne der §§ 21 bis 23 MRG anteilsmäßig für 
den gegenständlichen Mietgegenstand zu entrichten; der Mieter stimmt dem Abschluß einer 
Sturmschäden- und Glasbruchversicherung für das gegenständliche Haus im Sinne des § 21 
(1) Zi 6 MRG zu und anerkennt diese Versicherungskosten als Betriebskosten. Der Anteil für 
den gegenständlichen Mietgegenstand an den gesamten Betriebskosten und öffentlichen Ab-
gaben beträgt  8,7 %. 

Die anteiligen Betriebskosten und öffentlichen Abgaben sind gemäß § 17 MRG auf Grund 
der Jahresrechnung des Vorjahres in monatlichen Teilbeträgen gleichzeitig mit dem Haupt-
mietzins am 10. eines jeden Monats im vorhinein auf das bereits angegebene Konto der Ge-
meinde zu bezahlen. Die Jahresrechnung der Betriebskosten und öffentlichen Abgaben er-
folgt jährlich im nachhinein bis zum 30. Juni eines jeden Jahres. 

(3) Weiters sind die folgenden besonderen Aufwendungen zu bezahlen: 

Kaution in Höhe von 3 Monatsmieten (€ 870,-- inkl. MwSt.) 

(4) Der Hauptmietzins nach Abs. 1 ist wertgesichert und erhöht oder vermindert sich nach 
der entsprechenden Veränderung des vom Österr. Statistischen Zentralamt verlautbarten Ver-
braucherpreisindex 2016 wobei Änderungen der Indexzahl unter 5 v.H. unberücksichtigt 
bleiben. Ausgangsbasis der Wertsicherungsberechnung ist zunächst der vereinbarte Haupt-
mietzins und sodann der jeweils entsprechend der Wertsicherung erhöhte Hauptmietzins. 
Sollte der Verbraucherpreisindex 2016 nicht mehr veröffentlicht werden, tritt an dessen Stel-
le ein ähnlicher Verbraucherpreisindex. 

3. Dieser Mietvertrag ist am 1. September 2017 rechtswirksam und wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Die Kündigung kann beiderseits unter Einhaltung einer zweimonatigen Kündi-
gungsfrist erfolgen. 

Vordringlicher Kündigungsgrund: 
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Bei Wohnungsbedarf zur Unterbringung einer Lehrperson bzw. von Personal für die Reini-
gung und Betreuung der Schulliegenschaft oder für Gemeindebedienstete räumt der MIE-
TER die Wohnung nach Kündigung unter Einhaltung einer zweimonatigen Kündigungsfrist. 

4. Das Mietobjekt wurde vom MIETER im ordnungsgemäßen Zustand übernommen und ist 
seinerzeit nach Beendigung des Mietverhältnisses vom MIETER im gleichen Zustand an die 
Gemeinde zu übergeben. 

Der MIETER verpflichtet sich, das Mietobjekt auf seine Gefahr und Kosten in gutem Zu-
stand zu erhalten. Die GEMEINDE ist lediglich zu Erhaltungsarbeiten im Umfang des § 3 
MRG verpflichtet. 

Bauliche Veränderungen innerhalb des Mietobjektes dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung 
der GEMEINDE erfolgen und sind bei Räumung des Mietobjektes zu beseitigen und der 
frühere Zustand ist wieder herzustellen soweit nicht das Gegenteil ausdrücklich vereinbart 
wurde. 

5. Das Halten von Hunden und Kleintieren jeder Art ist in den Mieträumen verboten. 

6. Die Hausordnung hat der MIETER zur Kenntnis genommen und verspricht die gewissenhaf-
te Erfüllung derselben und erklärt sich mit einer etwaigen künftigen Neuregelung der Haus-
ordnung durch die GEMEINDE einverstanden. 

7. Die mit der Errichtung dieses Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren trägt der MIE-
TER. 

8. Dieser Mietvertrag wird nur in einer Urschrift ausgefertigt, welche der GEMEINDE gehört, 
während der MIETER eine einfache oder über sein Verlangen auch gerichtlich beglaubigte 
Abschrift erhält.  

9. Der vorliegende Mietvertrag wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 24. August 2017 
genehmigt.  

 

Ort im Innkreis, am                                                       Ort im Innkreis, am 24.08.2017 

Der MIETER:                                                              Für die GEMEINDE: 

 

  

                                                                                      ................................................................. 

            (Bürgermeister) 

 

Beratung: 
Der Vorsitzende berichtet, dass diese Woche die Wohnung besichtigt wurde und Herr Grigoras 
bereits eine Anzahlung für die Kaution geleistet hat. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handzeichen der Mietvertrag für die 
Wohnung in der Volksschule einstimmig beschlossen. 
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4. DA Darlehensurkunde Hochwasserschutz Antiesen 
Der Vorsitzende berichtet, dass laut Mitteilung der IKD das Darlehenskontingent von Herrn LR 
Hiegelsberger bereits ausgeschöpft ist. Daher ist es dringend erforderlich die Darlehensurkunde 
noch in der heutigen Sitzung zu beschließen.  
Das Darlehen wurde in der Juni-Sitzung des Gemeinderates an die RAIKA Innkreis Mitte 
vergeben. Die Darlehensurkunde der RAIKA Innkreis Mitte mit einer Darlehenshöhe von Euro 
544.000,- liegt im Entwurf vor und wird dem Gemeinderat mittels PowerPoint zur Kenntnis 
gebracht. 
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Beratung: 
Keine Wortmeldung. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handerheben die Darlehensurkunde für das 
Projekt HOCHWASSERSCHUTZ ANTIESEN mit einer Darlehenshöhe von Euro 544.000,- 
einstimmig beschlossen. 
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5. Allfälliges 
Hochwasserschutz Antiesen: 
Die Gemeinderäte diskutieren über die Baufortschritte HWS-Projekt und GR Brandstötter be-
richtet, von Problemen bei der Ausführung bzw. Umsetzung. Es stellt sich die Frage, ob es sich 
hierbei um Planungsfehler des Planungsbüros handelt. Es wird angeregt bei den Zuständigen 
(Wölfle u. Gewässerbezirk) die Änderungen zu hinterfragen. 
 
Nutzung Sportanlage: 
GR Bachmayer erkundigt sich über die weitere Nutzung der Sportanlage. GR Schrattenecker 
berichtet, dass die Jugend weiter in Ort trainieren wird. Der Vorsitzende gibt zu verstehen, dass 
durch die Spielgemeinschaft mit Antiesenhofen zu Umstrukturierungen kommt bzw. noch ge-
schehen werden. 
 
Erweiterung Firmenareal: 
GR Bögl erkundigt sich über die Erweiterung der Fa. Aigner in Osternach. AL Mittmannsguber 
gibt zu verstehen, dass Anfang September ein Gespräch mit den Anrainern, Hr. Aigner und den 
Fraktionen abgehalten werden soll. 
 
 
6. Fragestunde SPÖ 
Keine Wortmeldung 


